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Grundsätze für den Einsatz von Brandschutzeinheiten (BSE) bei Großschadenslagen und Katastrophen
Entwurf mit Stand vom 01.03.2011

Sehr geehrter Herr Zoschke,

den o. g. Entwurf habe ich mit den Führungskräften der Freiwilligen Feuerwehren des Landkreises Spree-Neiße, dem Vorsitzenden des Kreisfeuerwehrverbandes Spree-Neiße e. V. und Mitarbeitern des Sachgebietes Brand- und Katastrophenschutz besprochen. Im Ergebnis dieser Auseinandersetzungen teile ich Ihnen nachfolgend die Standpunkte mit.
Vorbemerkung

Das Aussetzen der allgemeinen Wehrpflicht wird zu Einschnitten im Bereich der vom Grundwehrdienst freigestellten Helfer führen. Es muss davon ausgegangen werden, dass sich die Zahl der im Katastrophenschutz verpflichteten Helfer drastisch verringern wird. Der Personalbestand für Einheiten zur überörtlichen Hilfe bei Großschadenslagen oder Katastrophen wird sich demnach hauptsächlich aus operativen Kräften der Freiwilligen Feuerwehr oder den im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen zusammensetzen müssen.

Die Verfügbarkeit und Einsatzbereitschaft dieser Kräfte wird maßgeblich durch die bestehenden Einflüsse des 1. Arbeitsmarktes (Pendler bzw. Arbeitsstätten außerhalb der Empfangsbereiche der digitalen Alarmierung), Studiengänge oder Lehrstellen an vom Wohnort weit entfernten Orten sowie einer zunehmenden „Unabkömmlichkeit vom Arbeitsplatz“ (einziger Mitarbeiter an sensiblen Arbeitsplätzen) bestimmt. Bedingt durch diese Faktoren sind im Landkreis große Einschränkungen bei der Gewährleistung einer hohen Tageseinsatzbereitschaft bei den operativen Einheiten zu verzeichnen. 

Gestützt auf diese Erkenntnisse und unter Bewertung der örtlichen Einsatzhäufigkeiten wurden Überlegungen für eine ausgewogene Zuordnung der erforderlichen Einsatzmittel angestellt. Dabei werden „hochwertige Einsatzmittel“ vordergründig den im System der Stützpunktfeuerwehren integrierten örtlichen Feuerwehreinheiten zugeordnet.

Jede abstimmungslose Herauslösung von Personal oder Technik aus diesem Verbund zieht eine deutliche Schwächung der Aufgabenerfüllung in Zuständigkeit der örtlichen Aufgabenträger nach sich. 
Aktueller Standpunkt:
Eine grundsätzliche Zuordnung der im Entwurf aufgeführten Einsatzfahrzeuge auf einzelne Ortswehren und deren Normbesetzung durch planmäßig zugeteilte Einsatzkräfte ist im Landkreis Spree-Neiße unter den gegebenen Umständen nicht möglich. 
Jede Entsendung der im Entwurf angeführten Züge zieht eine Gefährdung der eigenen Aufgabenerfüllung nach sich. Darüber hinaus wird die zwischen örtlichen Aufgabenträgern abgestimmte Zuordnung besonderer Aufgaben, Einsatzgebiete oder spezieller Abmarschfolgen der Sofortalarmierung wie z. B. zu Schwerpunktobjekten oder besonderen Alarm- und Ausrückordnungen (z. B. AAO Wald) in Frage gestellt.

Eine Anordnung zur Hilfeleistung durch die Sonderordnungsbehörde ist erforderlich.

Zur Entlastung der Feuerwehren erscheint für spezielle Aufgabengebiete auch der verstärkte Einsatz von Kräften und Mitteln des THW sinnvoll (z. B. Verlegung von Schlauchleitungen zur Wasserförderung über lange Wegstrecken). 

Auch sollte für einzelne Tätigkeitsfelder z. B. Deichkontrollen, Befüllung von Sandsäcken oder  der Aufbau von künstlichen Schutzanlagen verstärkt über den Einsatz von Beschäftigten des 2. Arbeitsmarktes oder Arbeitssuchenden nachgedacht werden.
Neue Betrachtungen:
Unter Berücksichtigung der Vorbetrachtungen, den Auswirkungen des demographischen Wandels sowie der örtlichen Aufgabenorganisation sollten zur überörtlichen Hilfeleistung neue Betrachtungsweisen angestellt werden. Dabei wird eine Organisation nach großen und starren Einheitsstrukturen (Nach der Devise „Bringe alles an Technik und Ausrüstung mit, egal ob es gebraucht wird!) für nicht sinnvoll angesehen.
Jede überörtliche Hilfeleistung muss so ausgerichtet sein, dass eine schnellstmögliche Einleitung der erforderlichen Maßnahmen als Reaktion auf Unglücksfälle oder Gefahren möglich ist. Ohne Betrachtung örtlicher Zuständigkeitsbereiche muss:

1. Die Sofortalarmierung überörtlicher Einheiten zur Absicherung der Verfügbarkeit benötigter Funktionen bzw. Einsatzmittel (Aus der Nachbarschaft, auch über Kreisgrenzen) zu Einsatzstichworten möglich sein. 
2. Die Ergänzung und Verstärkung bereits handelnder Kräfte durch Zuführung gleichwertiger bzw. geeigneter Einsatzmittel aus dem Bereich einer Regionalleitstelle erfolgen. Den Mitarbeitern der Regionalleitstellen ist die Befugnis der zeitnahen Alarmierung dieser Einheit nach einer Bewertung der geschilderten Gefahrenlage schon vor einer Anforderung durch eine TEL oder Gesamtführung einzuräumen.

3. Zur Ablösung bereits handelnder Kräfte das nächstgelegene gleichwertige Einsatzmittel alarmiert und zum Einsatz gebracht werden. 

Der überörtliche Einsatz zu Großschadenslagen oder Katastrophen sollte nach folgenden Betrachtungen angestellt werden:
1. Grundsätzlich erfolgt die Anforderung unter Bekanntgabe des zu erfüllenden  Einsatzauftrages. Benötigte Funktionen oder Einsatzmitteln der überörtlichen Hilfe sind zwingend zu benennen. Einer Unteren Katastrophenschutzbehörde werden nicht mehr wie vier gleiche Einsatzmittel zugeordnet. Die Anforderung muss der entsendenden Unteren Katastrophenschutzbehörde mindestens 24 Stunden Vorbereitungszeit zur Auslösung der Alarmierung ermöglichen. Die Verweildauer im Schadensgebiet sollte mindestens auf 24 Stunden ausgelegt sein. 
2. Werden im Schadensgebiet keine zusätzlichen Einsatzmittel benötigt, erfolgt die Entsendung des angeforderten Personals ohne Einsatzmittel. Ein Führungsfahrzeug wird in jedem Fall mitgeführt.
3. Zur Absicherung der Aufgaben eines örtlichen Aufgabenträgers im Schadensgebiet können Einheiten z. B. zur Übertragung der autarken Absicherung eines Autobahnabschnittes, der Besetzung von Feuerwehrgerätehäusern unter örtlicher Führung angefordert werden. 

4. Zur Gewährleistung der Ablösung bzw. Ergänzung der örtlichen Führungsstruktur sollte das vor Jahren aufgelegte Konzept zur Errichtung und Unterhaltung der Mobilen Zuführungs- und Ergänzungseinheiten in den Bereichen der Regionalleitstellen zur Umsetzung kommen. 

Das LZBK erfragt zur Verbesserung der Organisation der Zuführung überörtlicher Einheiten bei den zu durchquerenden Landkreisen, kreisfreien Städten die günstigste Marschstraße sowie eine geeignete Tankstelle. Eine Abstimmung zur Errichtung und Unterhaltung von Rastplätzen bzw. Bereitstellungsräumen könnte gleichzeitig erfolgen. 

Mit der Anforderung ist der für den Meldepunkt oder Bereitstellungsraum festgelegte Arbeitskanal zu benennen. Gleichzeitig ist der erstmalige Zeitpunkt der Sicherstellung einer Versorgung der angeforderten Einheiten im Schadensgebiet zu benennen.
Die Betrachtungen zur Anforderung benötigter Funktionen gelten besonders für die Bedienungskräfte der nur einmal vorhandenen Einsatzmittel wie z. B. Dekon-P oder ABC-ErkKW.

Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag

Kätzmer

Kreisbrandmeister
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